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Vorwort

DIE LINKE Ratsfraktion begrüßt den Duisburger Sozialbericht 2012. Er 
liefert wichtige Informationen für die kommunalpolitische Arbeit.

Der Bericht präsentiert Daten aus den Bereichen Bevölkerungsstruktur, 
Haushaltseinkommen sowie Bildungs- und Teilhabemöglichkeiten. Der 
Schwerpunkt liegt diesmal vor allem auf dem Bereich der prekären Lebens-
lagen von Kindern und Jugendlichen.

Prekäre Lebenslagen resultieren aus der Kinderarmut, die in einzelnen 
Duisburger Stadtteilen bereits 40 % aller dort lebenden Kinder erreicht 
hat. Hier treffen die niedrigen Einkommen der Familien auf die Haushalts-
lage der Kommune, die im Haushaltssicherungsplan keinen Spielraum für 
Ausgaben im sozialen Bereich hat. Eine der wesentlichen Ursachen für die 
zunehmende Verarmung war neben der Hartz-IV-Politik die Steuerpolitik 
der ehemaligen rot-grünen Bundesregierung. So sanken die Steuereinnah-
men in NRW nach den Steuersenkungen im Jahr 2000 allein im Jahr 2010 
um fünf Milliarden Euro. 

Der jüngste Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung wies in 
seiner ursprünglichen Fassung auf die ansteigend ungleiche Verteilung von 
Vermögen hin. Die Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich weiter. Im 
November 2012 entschärfte die Bundesregierung diese Feststellung zu 
einem Hinweis auf ungleich verteilte Privatvermögen, mit der Begründung, 
die erste Formulierung verletze das soziale Gerechtigkeitsempfinden in der 
Bevölkerung. Diese Verwässerung der Aussagen des Bundessozialberichts 
wurde von Gewerkschaften und Sozialverbänden scharf kritisiert. 

Die von der Duisburger Linksfraktion in Rat und Fachausschüssen gestell-
ten Anfragen und Anträge liegen mit den Handlungsempfehlungen der 
VerfasserInnen des Sozialberichtes 2012 weitgehend auf einer Linie.

So wurde auf unsere Initiative hin die Einrichtung von zehn weiteren Stellen 
für Schulsozialarbeit beschlossen. Im Fachausschuss kritisierten wir, dass 
ca. 100 Kinder in Duisburg immer noch nicht am Schulunterricht teilneh-
men. Dieser Zustand ist nicht hinnehmbar, es besteht dringender Hand-
lungsbedarf.
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Unsere Ratsfraktion wird sich weiterhin für eine sozial gerechte, solida-
rische und demokratische Stadtgesellschaft einsetzen. Dazu reichen die 
kommunalen Handlungsmöglichkeiten zwar nicht aus, aber wir dürfen nicht 
darauf verzichten. Politisch ist und bleibt die Armutsbekämpfung für DIE 
LINKE ein zentrales Thema. Sie ist Teil unseres Kampfes um Reichtumsver-
teilung und soziale Gerechtigkeit.

Duisburg im Dezember 2012
Ihre Ratsfraktion DIE LINKE

Martina Ammann Barbara Laakmann Dilan Sert

Hermann Dierkes Thomas Keuer Erkan Kocalar



6 Sozialbericht 2012. Eine Kurzfassung und kritische Auswertung

Sozialbericht 2012
Der Sozialbericht 2012 liefert detaillierte Eckdaten zur Lebenssitua-
tion der Duisburger Bürgerinnen und Bürger. Er beschreibt die Daten 
und Fakten zur Bevölkerungsstruktur, Haushaltseinkommen, Bildung, 
Gesundheit, Freizeit und Kultur und befasst sich schwerpunktmäßig 
mit der prekären Lebenslage von Kindern und Jugendlichen. Der Be-
richt gibt handlungsorientierte Empfehlungen.

Die Lage der über 5.000 zugewanderten Menschen aus Südosteuropa 
wurde ebenfalls berücksichtigt. Ein Viertel der neu zugewanderten 
Personen vor allem aus Bulgarien und Rumänien ist minderjährig und 
lebt in besonders prekären Verhältnissen, die durch Erwerbslosigkeit, 
illegale Beschäftigung, extrem beengte und problematische Wohnver-
hältnisse sowie den Ausschluss von Sozial- und Gesundheitsleistun-
gen entstehen. 

I. Daten und Fakten
a) 	Bevölkerungsentwicklung und Haushaltsstruktur

Der Bevölkerungsrückgang in Duisburg hält weiter an. Im Vergleich mit der 
Einwohnerzahl von 2000 leben 4,9 % weniger Menschen in der Stadt. Die 
Stadt wird kleiner, älter und bunter. Während im Jahr 2000 noch 18,4 % der 
EinwohnerInnen minderjährig waren, sind es heute nur noch 16,6 %. »Junge« 
Ortsteile sind dort zu finden, wo auch die meisten Familien mit Migrations-
hintergrund leben. In den Stadtteilen Bruckhausen, Obermarxloh, Marxloh, 
Fahrn, Hochfeld und Althamborn ist ein Viertel bis ein Fünftel der Bewohne-
rInnen minderjährig.

Während 32,7 % aller DuisburgerInnen einen Migrationshintergrund 
haben, liegt dieser Anteil bei den Minderjährigen bei über 50 %. 
NRW-weit liegt der Anteil bei 23,3 %. 
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Bei den Kindern im Vorschulalter (bis zu 7 Jahren) in den Bezirken Ham-
born, Meiderich-Beeck und Mitte liegt er bei rund zwei Dritteln; in Ober-
marxloh, im Dellviertel, in Fahrn, Marxloh und Beeck bei rund drei Viertel 
aller Vorschulkinder. In Bruckhausen und Hochfeld kommen 85 % aller 
Vorschulkinder aus Zuwanderungsfamilien.

Trotz abnehmender Bevölkerung wächst die Zahl der Haushalte. Damit setzt 
sich der Trend zum »Wandel der Lebensformen« weiter fort. Die Zahl der 
Alleinstehenden wächst, 5 % aller Haushalte sind Alleinerziehende.

b) 	Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Transfereinkommen

Der Anteil der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten an der erwerbs-
fähigen Bevölkerung nahm in den letzten Jahren leicht zu. Im Jahr 2007 
waren es 147.863 Beschäftigte (47,3 %). 

2010 lebten rund 150.900 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in 
Duisburg, 47,4 % der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. Im Bezirk Süd 
lag er mit über 58 % am höchsten – in Hamborn mit 42 % am niedrigsten. In 
den Stadtteilen Bruckhausen, Hochfeld und Marxloh lag er nur noch knapp 
bei einem Drittel.
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Auf einer anhaltenden negativen Spitzenposition bewegt sich die Duisbur-
ger Arbeitslosenquote (12,5 % im September 2011). Etwas positiver ent-
wickelte sich die Arbeitslosenquote junger Menschen unter 35 Jahren. Mit 
einem Anteil von 8,8 % lag sie unter dem Landesdurchschnitt (9,9 %). 

In den Ortsteilen Hochfeld, Marxloh, Beeck, Laar, Obermarxloh, Kaßlerfeld, 
Bruckhausen, Untermeiderich und Alt-Hamborn ist die Zahl der Arbeitslo-
sen besonders hoch.

Dramatisch ist in diesen Ortsteilen 
auch die Zahl der Menschen, die auf 
Mindestsicherungsleistungen nach 
SGB II (Hartz IV) angewiesen sind. 
Hier steht mehr als ein Viertel der 
Bevölkerung im Leistungsbezug, in 
Hochfeld und Marxloh sogar mehr 
als ein Drittel. Mit einem Anteil von 
18,5 % (knapp 71.000 Personen) 
belegt Duisburg NRW-weit und 
unter allen westdeutschen Groß-
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städten eine traurige Spitzenposition. Lediglich 50 % aller erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten sind auch als Arbeitslose registriert.

Besonders betroffen sind Duisburger Kinder unter 15 Jahren. Sie sind deut-
lich häufiger auf Sozialgeld nach SGB II angewiesen als Erwachsene bis zu 
65 Jahren. In den Ortsteilen Hochfeld, Obermarxloh, Hochheide, Beeck und 
Marxloh stehen jeweils mehr als 40 % aller Kinder im Leistungsbezug.

c) 	Einkommen und Überschuldung

Mit einem durchschnittlichen Nettoeinkommen in Höhe von 15.968 Euro  
im Jahr 2009 (1.330 Euro im Monat) lag Duisburg unter den 396 Kommu-
nen auf dem 380. Platz. Die Stadt war vom Landesdurchschnitt in Höhe von 
19.682 Euro weit entfernt.

Nach einer aktuellen Studie des DGB arbeiten in Duisburg von 
118.205 Vollzeitbeschäftigten 21.146 Menschen für einen Niedrig-
lohn, das entspricht einem Anteil von 18 %. Die Niedriglohnschwelle 
lag 2010 in den westlichen Bundesländern bei 1.890 Euro brutto. 
Damit ist die Schere zwischen höheren und niedrigeren Einkommen 
weiter auseinandergegangen.

8,5 % aller Erwachsenen waren im September 2011 überschuldet. Seit 
2007 ist die Zahl ständig gestiegen und belegt den dritten Rang in NRW 
sowie eine negative Spitzenposition im Vergleich bundesdeutscher Groß-
städte. Die höchsten Werte findet man in Ortsteilen mit hohen Anteilen an 
Arbeitslosigkeit und SGB-II-Leistungsbezug (17 % in Hochfeld).

Die Zahl junger Menschen mit erheblichen Schulden nimmt in Duis-
burg weiter zu. Der Schuldenatlas weist Duisburg als die Großstadt 
mit den meisten überschuldeten Haushalten aus. Über 60.000 Er-
wachsene sind überschuldet, d. h., sie können ihre Verbindlichkeiten 
nicht mehr mit ihrem Einkommen tilgen.
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d)	 Wohnungsbestand und Wohnungsvermittlung, 
Wohnungsnotfälle

Die Anzahl der Wohnungen in Duis-
burg ist seit 1987 ebenso gestiegen 
wie die Wohnfläche pro Person. 
Über 60 % der Duisburger Wohnun-
gen haben vier und mehr Räume. 

Weiter gesunken ist die Zahl der 
Sozialmietwohnungen von einem 
Anteil von 17,4 % im Jahr 2000 auf 
9,4 % im Jahr 2010. Die Zahl der 
verfügbaren Sozialmietwohnungen 
steht im krassen Widerspruch zum 
hohen Bedarf von Hartz-IV-Betroffe-
nen und NiedrigverdienerInnen.

Seit 2008 ist ein Anstieg der Wohnungsnotfälle auf zuletzt knapp 3.900 
Haushalte zu verzeichnen. Der Anstieg ist auf die Zunahme der Präventi-
onsfälle zurückzuführen. Vom Verlust der Wohnung waren knapp 2.500 
DuisburgerInnen unter 25 Jahren betroffen. Die Gründe hierfür sind im 
Wesentlichen verstärkte Leiharbeit, Zeitarbeit und befristete Arbeitsverträ-
ge. Im Bezirk Hamborn war der Anteil der von Wohnungsverlust bedrohten 
Haushalte fast 2,5-mal so hoch wie im Bezirk Süd. 

Duisburg im Vergleich zu den Nachbarstädten
Auszug aus dem Sozialbericht 2012 des Landes NRW

Im Vergleich mit den Nachbarstädten hat Duisburg gemeinsam mit 
Oberhausen die weitaus höchste Quote an SchulabgängerInnen ohne 
Abschluss. Zusammen mit Krefeld belegt Duisburg den letzten Platz 
bei der Beschäftigungsquote und hat den höchsten Anteil an Men-
schen, die von der Mindestsicherung leben. Dementsprechend ist 
hier das Einkommen je EinwohnerInnen mit Abstand am niedrigsten. 
Es liegt auch sehr deutlich unter dem Durchschnitt des gesamten 
Regierungsbezirks Düsseldorf.
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   Stadt Schulab-
gängerInnen 
ohne Haupt-
schulabschluss 
2010/2011 in %

Beschäfti-
gungsquote
2011 in %  

Mindest-
sicherung 
(Quote)
2011 in %

Verfügbares 
Einkommen je 
EinwohnerIn
2009 in Euro

Duisburg 7,9 47,9 15,4 15.968

Düsseldorf 5,8 52,2 12,5 22.520

Krefeld 5,0 47,3 13,4 18.627

Mülheim 3,4 12,5 22.272

Oberhausen 7,8 48,3 14,3 16.644

Wesel 4,6 50,1 8,6 18.922

Reg.bez. 
Düsseldorf

11,7 19.902

II. Prekäre Lebenslagen von Kindern 
und Jugendlichen

Wie sozial, gerecht und demokratisch eine Stadtgesellschaft ist, hat un-
mittelbare Auswirkungen auf das Leben von Familien, Alleinerziehenden 
und die künftige Generation. Armutsbekämpfung ist eine Investition in die 
Zukunft junger Menschen. Alle jungen Menschen haben ein Recht auf ein 
selbstbestimmtes Leben und auf gesellschaftliche Teilhabe.

Wird im Folgenden von »Kinderarmut« gesprochen, so bezieht sich 
dies nicht nur auf die materielle Situation, sondern schließt die 
prekäre Lebenslage der Betroffenen insgesamt mit ein.

Kinderarmut definiert sich durch die fehlende Beteiligung an allen gesell-
schaftlichen Bereichen. In Familien mit geringem Einkommen mangelt es 
Kindern und Jugendlichen meist an regelmäßigen Freizeitaktivitäten wie 
z. B. Sportverein oder Musikschule. Der Besuch kultureller Veranstaltun-
gen scheitert an den Eintrittspreisen, Haushalte haben keinen Internet-
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anschluss u. v. m. Eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben wird damit 
unmöglich.

In Duisburg ist die Situation besonders dramatisch. Neben der individuellen 
Armut in den Familien ist die Haushaltslage der Stadt äußerst angespannt. 
Die Stadt sitzt seit Jahren in einer Schuldenfalle. Mittlerweile sind die 
Schulden größer als das Vermögen, Eigenkapital ist nicht mehr vorhanden 
und Duisburg ist damit überschuldet. Duisburg gehörte zu den Städten, die 
verpflichtet waren, im Rahmen des Stärkungspakts NRW einen Haushalts-
sanierungsplan zu erstellen. Im Rahmen der rot-rot-grünen Ratskooperation 
konnten Streichungen bzw. Gebührenerhöhungen im Kinder-, Jugend- und 
Schulbereich wie die Erhöhung der Elternbeiträge für Kinderbetreuung, 
bei der Sprachförderung usw. verhindert bzw. eingeschränkt werden. Das 
lindert zwar die prekäre Situation von Kindern und Jugendlichen, reicht aber 
bei Weitem nicht aus.

a)	 Überwindung materieller Notlagen

Die materielle Lage von Kindern und 
Jugendlichen hängt von der Einkom-
menssituation der Eltern ab. Minder-
jährige haben ein erhöhtes Armuts-
risiko und eine starke Abhängigkeit 
von Mindestsicherungsleistungen. 
Besonders hoch liegt das Risiko bei 
Kindern mit Migrationshintergrund 
und steigt mit der Zahl der Kinder 
in einer Familie. Bei Alleinerziehen-
den ist das Armutsrisiko doppelt so 
hoch wie in Familien, die mit beiden 
Elternteilen zusammenleben. 

Kinder unter 7 Jahren sind in Duisburg besonders stark von Mindestsiche-
rung abhängig. Neben dem höheren Betreuungsbedarf der Jüngsten trägt 
auch der Mangel an »elterngerechten« Arbeitsplätzen zu dieser Notlage 
bei. Versorgungsdefizite bestehen in den Bereichen ausreichender und 
gesunder Ernährung, Mobilität, Wohnen, Sozialkontakte und den fehlenden 
Möglichkeiten, an Veranstaltungen im Kultur- und Sportbereich teilnehmen 
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zu können. Viele Duisburger Familien können sich außer der Erfüllung der 
Grundbedürfnisse nichts mehr leisten und wenn sie sich doch etwas leis-
ten, gibt es eine Woche kein vernünftiges Essen.

Geschätzt wird, dass insbesondere in den »armen« Stadtteilen mehr als  
25 % der SchülerInnen nicht an einer warmen Mahlzeit teilnehmen und ih-
ren Schultag ohne ausreichendes Essen verbringen. Nach einer Befragung 
wurde 2005 bereits festgestellt, dass jedes zehnte Duisburger Kind ohne 
Frühstück in die Schule geht. 

Der Anteil der Familien an den Lebensmittelversorgungsstellen der Wohl-
fahrtsverbände, Kirchen und Initiativen nimmt weiter zu. Der Verein Immer-
satt e. V. gibt täglich 600–800 Frühstücksbeutel und 230 Mittagessen aus. 
Die Nachfrage bei Immersatt und der Duisburger Tafel übersteigt deutlich 
die vorhandenen Kapazitäten. In Hochfeld nehmen wöchentlich mehr als 
2.000 DuisburgerInnen das Essen und die Lebensmittelausgabe der Tafel in 
Anspruch.

Die materielle Not führt dazu, dass Kinder und Jugendliche in prekären 
Lebenslagen von Freizeit- und Ferienaktivitäten sowie von Kulturangeboten 
ausgegrenzt werden. Häufig scheitert die Teilnahme schon an der Möglich-
keit, den öffentlichen Nahverkehr zu nutzen.

Das Ziel des Bildungs- und Teilhabepakets des Landes NRW ist gescheitert, 
Kinder und Jugendliche in prekären Lebenslagen am sozialen und kultu-
rellen Leben und an Ferienmaßnahmen teilhaben zu lassen. In Duisburg 
hat gerade die Hälfte der Berechtigten Anträge gestellt. Neben der viel zu 
geringen Höhe der Beträge (10 Euro/Monat) beklagen Eltern und Päda-
gogInnen den hohen und abschreckenden bürokratischen Aufwand zur 
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Bearbeitung der Anträge. Skandalös ist die Tatsache, dass die nicht zuletzt 
aufgrund bürokratischer Hürden nicht ausgegebenen Mittel im Haushalt der 
Stadt verschwinden und nicht zur Unterstützung der Betroffenen genutzt 
werden können.

Vergünstigte Angebote wie die Duisburger Familienkarte und der Fe-
rienpass bleiben für Familien mit geringem Einkommen unerschwing-
lich. In Duisburg fehlt ein Sozialticket, das seinen Namen verdient. 
Das vom VVR angebotene sogenannte »Sozialticket« zum Preis von 
29,90 Euro ist für Familien mit niedrigstem Einkommen unbezahlbar.

b)	 Verbesserung der Bildungschancen junger Menschen

»Soziale Vererbung von Bildung« ist 
nicht nur in Duisburg ein Problem. 
Der Übergang von der Grundschule 
in weiterführende Schulen führt mi-
grantische SchülerInnen doppelt so 
häufig in die Hauptschule wie ihre 
deutschen AltersgenossInnen. 

Dramatisch sind die Unterschiede 
bei den Schulabschlüssen. Migran-
tische SchülerInnen verlassen mehr 
als doppelt so oft die Schule ohne 
Abschluss wie deutsche Jugendliche (12,9 % gegenüber 5,8 %). Einen Schul-
abschluss mit Abitur oder Fachhochschulreife erreichen 39,3 % der deut-
schen – aber nur 18,5 % der migrantischen SchülerInnen. Stark zugenom-
men hat der Anteil der Kinder, deren Erstsprache nicht Deutsch ist (45 %). 

Der Sozialbericht weist auf erhebliche Defizite bei Deutschkenntnissen in 
Duisburg hin. Im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung 2011 wurden 
bei jedem fünften Vorschulkind in Duisburg bzw. bei jedem vierten Kind in 
Hamborn und Mitte fehlende Sprachkenntnisse festgestellt. In fünf Ortstei-
len wurden bei jedem dritten bzw. zweiten Kind erhebliche Schwierigkeiten 
bei den deutschen Sprachkenntnissen bemerkt.
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Der Delfin-4-Test stellte im Jahr 2011 bei insgesamt 38,1 % aller 4-jährigen 
Duisburger Kinder einen Sprachförderbedarf fest. Duisburg ist NRW-weit 
seit mehreren Jahren die Stadt mit dem zweithöchsten Sprachförderbedarf.
Alle Schulen erhalten vom Schulträger einen Etat für ihre Arbeit. Daraus 
schafft die Schule Unterrichtsmaterial, Medien und Verbrauchsmaterial an. 
Dieser Etat wurde in den letzten Jahren – so knapp er ohnehin ist – nicht in 
vollem Umfang ausgezahlt. 
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Daneben gibt es eine Grauzone von »Sponsoren«, die z. T. erhebliche Geld-
mittel an Schulen zahlen. Die Königsbrauerei unterstützt die Theodor-König-
Gesamtschule, die Firma Haniel bezuschusst das gleichnamige Gymnasium 
usw. Fördervereine werben z. T. mit tatkräftiger Unterstützung von Eltern 
weitere Geldbeträge ein.

Schulen mit einer bildungsfernen Klientel in problematischen Quartieren 
bleiben außen vor. Auf diese Weise vergrößert sich die Schere zwischen 
»armen« und »reichen« Schulen. 

Beim Übergang von der Schule zum Beruf wirkt sich ein Migrationshinter-
grund negativ aus. Der Sozialbericht weist hier auf die Potenziale der Vielfalt 
hin, die noch auszuschöpfen sind.

c) Gesundheit, besonderer Förderbedarf und Behinderung

Finanzielle Armut ist ein bedeutender Faktor für Bewegungsarmut. Neben 
der Motivation fehlt auch das Geld für sportliche Aktivitäten, Sportbeklei-
dung etc. Die Folgen zeigen sich in einem Anstieg von Übergewicht und 
Adipositas. 9,2 % aller Vorschulkinder waren übergewichtig und 7,9 % adipös. 
Im Bezirk Meiderich-Beeck war fast jedes vierte Vorschulkind zu schwer. 
Kinder mit Migrationshintergrund sind häufiger übergewichtig oder adipös. 
Der Sozialbericht weist hier auf die notwendige stärkere Sensibilisierung für 
Fragen des Ernährungs- und Bewegungsverhaltens hin. 
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Kinder mit Behinderung trifft es besonders hart, weil ausgebildete Fach-
kräfte für inklusiven Sportunterricht fehlen.

Die Teilnahme an Früherkennungsun-
tersuchungen hat erfreulicherweise 
zugenommen. Leider wird die Teilnah-
me an der U8- und U9-Untersuchung 
(Vorsorgeuntersuchungen für Kinder) 
nicht von allen Eltern in Anspruch 
genommen. In einigen Ortsteilen liegt 
der Anteil immer noch unter 75 %.

Die Versorgung mit FachärztInnen für 
Kinder- und Jugendmedizin ist man-
gelhaft. Im Bezirk Meiderich-Beeck 
mit einer Betreuungsquote von 6.600 
(Durchschnitt: 2.700) jungen Patien-
tInnen pro Facharzt ist die Situation 
dramatisch.

Von den 50.200 schwerbehinderten 
DuisburgerInnen sind 1.600 unter 25 
Jahre alt. Der Sozialbericht weist auf 
eine hohe Dunkelziffer hin.

Im Jahre 2011 gab es über 3.000 Kinder und Jugendliche mit besonderem 
Förderbedarf. Im Vorschulbereich nahmen knapp 900 Kinder die Frühförde-
rung u. a. in Kindertageseinrichtungen in Anspruch. Im schulischen Bereich 
erhielten 2.700 Personen entsprechende Unterstützung in Förderschulen, 
integrierten Lerngruppen und (zu einem geringen Teil) durch Einzelintegra-
tion.

Im Bereich der sonderpädagogischen Förderung wird auf den Kon-
text der prekären Lage der Familien hingewiesen. Kinder und Jugend-
liche mit Lernbehinderung kommen häufig aus Familien mit niedri-
gem Einkommen und Migrationshintergrund in die Förderprojekte.
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Ein Viertel aller Duisburger Kinder und Jugendlichen ist grenzwertüber-
schreitenden Feinstaubbelastungen ausgesetzt. Im Bezirk Meiderich-Beeck 
sind zwei Drittel aller Kinder betroffen – in sechs Ortsteilen ist jedes Kind 
betroffen. In den am stärksten belasteten Stadtteilen leben besonders viele 
Familien in prekären Lagen.

d)	 Wohnen

Der insgesamt entspannte Wohnungsmarkt in Duisburg bietet Familien 
mit mittlerem und höherem Einkommen ein entsprechend großes Angebot 
an größeren Wohnungen. Schwierig ist die Lage für Haushalte mit niedri-
gem Einkommen und negativem Eintrag bei Kreditinformationssystemen 
(Schufa, Creditreform). Die Ablehnung bei Wohnungsgesellschaften führt in 
der Folge zu einer Konzentration in Wohngebieten mit schlechter Infrastruk-
tur und defizitärem Wohnumfeld.

Der Anteil von Sozialwohnungen am gesamten Wohnungsbestand 
liegt in Duisburg nur noch bei 9,4 %. Durch den Rückgang von Sozial-
wohnungen verliert die Kommune Einflussmöglichkeiten zur Steue-
rung der Wohnungsvergabe. 
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Schwierig ist die Lage für junge Erwachsene unter 25 Jahren, die in Duis-
burg eine eigene Wohnung suchen. Hier berichtet der Sozialbericht von 
einer starken Zurückhaltung von Vermietungen an junge Haushaltsgrün-
derInnen. Bis zu 2.500 Personen unter 25 Jahren waren im Jahr 2011 von 
Wohnungslosigkeit bedroht oder betroffen. Junge Leute sind häufig befristet 
beschäftigt, in Leiharbeit und anderen prekären Beschäftigungsverhältnis-
sen und nicht der Idealtyp einer Mieterin bzw. eines Mieters.

Familien mit niedrigem Einkom-
men wohnen häufiger in beengten 
Wohnungen und Quartieren mit 
schlechter Infrastruktur, hoher 
Verkehrsdichte und starker Um-
weltbelastung. Diese Faktoren 
haben erheblichen Einfluss auf die 
Entwicklungsmöglichkeiten von 
Kindern und Jugendlichen bis hin zu 
Bildungschancen und innerfamiliä-
ren Stressfaktoren.

Ein schlüssiges Konzept zur Ermittlung von Richtwerten für angemessene 
Kosten der Unterkunft im Rahmen von SGB II und SGB XII war im Zeitraum 
der Sozialberichtserstellung in Arbeit. Die AutorInnen des Berichtes sehen 
hier, dass es von einem solchen Konzept abhängen wird, ob sich u. a. leis-
tungsberechtigte Familien auch Wohnungen in Quartieren leisten können, 
in denen auch Menschen mit höherem Einkommen leben. Wie sich die 
Wohnraumsituation künftig entwickelt, hängt wesentlich von der Übernah-
me der angemessenen Kosten der Unterkunft ab. 

e)	 Unterstützung von Familien

Der Bedarf an erzieherischen Hilfen bei Familien in prekären Lebenslagen 
ist besonders hoch. Zwei Drittel aller Familien und drei Viertel aller Alleiner-
ziehenden, die auf staatliche Transferleistungen angewiesen sind, nehmen 
Hilfen zur Erziehung in Anspruch. Die Fallzahlen sind insgesamt von 2009 
bis 2011 um rund 14 % gestiegen. Grund hierfür ist die Zunahme der am-
bulanten Hilfen. Die Fallzahlen bei den stationären Hilfen sind nicht weiter 
angestiegen, hier ist aber die kurze Aufenthaltsdauer kritisch zu bewerten. 
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In den Bezirken Meiderich-Beeck und Hamborn besteht der höchste Bedarf 
an Hilfen zur Erziehung.

Positiv bewertet der Sozialbericht den Ausbau der strukturellen und 
präventiven Hilfen im Sozialraum (Familienzentren, sechs Standorte für 
frei verbandliche »Familienhilfe sofort vor Ort«, drei Stadtteilprojekte des 
Jugendamtes, ein Familienhebammenprojekt). Für einen weiteren Ausbau 
wird u. a. eine bessere Vernetzung vorgeschlagen. Es fehlt ein systemati-
sches Risikoscreening, mit dem potenzielle Kindeswohlgefährdung frühzei-
tig erkannt und verhindert werden könnte.

f) Freizeitgestaltung

Junge Menschen aus Familien mit niedrigem Einkommen verbringen ihre 
Freizeit eher »im Freien« und haben einen weniger stark strukturierten Ta-
gesablauf als ihre AltersgenossInnen aus Haushalten mit höherem Einkom-
men und Sozialstatus. Die für sie wichtigen Angebote der offenen Kinder- 
und Jugendarbeit haben eine deutlich höhere Bedeutung als für junge Leute 
aus wohlhabenderen Familien. Der Sozialbericht weist hier auf den deutli-
chen geschlechtsspezifischen Unterschied hin: Mädchen ab 13 Jahren sind 
gegenüber gleichaltrigen Jungen unterrepräsentiert.

Eine Übersicht über die Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit, 
der Mädchen- und Jungenarbeit, interkultureller Jugendarbeit, Jugendver-
bandsarbeit, Jugendsozialarbeit und Jugendferienmaßnahmen bietet der 
Kinder- und Jugendförderplan 2010–2014. Leider sind die bestehenden 
Angebote immer wieder als »freiwillige Leistungen« von Kürzungen oder 
gar Streichungen bedroht. Dies gilt auch für sinnvolle Sprachcamps in den 
Herbstferien und Jugendaustauschmaßnahmen.
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Der Wertewandel (zunehmende Mediennutzung, soziale Netzwerke, schwin-
dende Bereitschaft zur Bindung an Vereine etc.) hat starke Auswirkungen 
auf die Freizeitgestaltung von Kindern und Jugendlichen. Sie stellt Eltern vor 
neue Herausforderungen.

III. Handlungsempfehlungen aus dem 
Sozialbericht 

Die VerfasserInnen des Sozialberichtes präsentieren nicht nur Zahlen und 
Fakten, sondern geben handlungsorientierte Empfehlungen an die Politik 
zur Verbesserung der Situation von Kindern und Jugendlichen in der Stadt.

a) Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern

Kinderarmut hängt wesentlich von der Einkommenssituation der Eltern ab. 
Eltern müssen die Chance bekommen, ihre finanzielle Situation zu sichern 
und zu verbessern. Dazu brauchen sie Hilfe und Unterstützung. Ein wichti-
ger Teil davon ist das bedarfsgerechte Angebot an qualifizierter Kinderbe-
treuung.

In 2013 tritt der Rechtsanspruch 
auf einen Kitaplatz in Kraft. Die 
angestrebte Quote ist in Duisburg 
noch nicht erreicht. Neben der 
Dringlichkeit des bevorstehenden 
Rechtsanspruchs ist auch die 
Verbesserung der Bildungschancen 
(u. a. auch der Sprachförderung) 
Anlass zum schnellen Ausbau der 
Kita-Plätze.

Die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit 
und Kinderbetreuung muss verbes-
sert werden durch den bedarfs-
gerechten U-3-Ausbau und den 
Ausbau von und flexiblen Betreu-
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ungsangeboten. Problematisch ist und bleibt für viele Eltern die Abdeckung 
von Tagesrandzeiten. Empfohlen wird auch ein Einwirken auf Arbeitgebe-
rInnen (insbesondere städtische ArbeitgeberInnen) zur Verbesserung der 
familienfreundlichen Arbeitsbedingungen.

Von den 75 Familienzentren, für die das Land NRW die Förderung zugesagt 
hatte, konnten inzwischen 54 Standorte realisiert werden. Der weitere Aus-
bau sollte durch fallunabhängige Angebote im Quartier fortgeführt werden. 
Hier sollte ein Schwerpunkt auf der Förderung von Elternkompetenz liegen.

Die bestehenden Maßnahmen zur Stärkung der Elternkompetenz (insbeson-
dere bei Migrationsfamilien) haben eine hohe Bedeutung und sollten mehr 
mit Finanzmitteln ausgestattet werden. Die Kooperation von Familienhilfen 
mit Schulen und Angeboten für junge Menschen mit besonderem Förder-
bedarf/Behinderung sollte verstärkt werden. Die flexiblen Hilfen bei der 
Jugendarbeit haben sich positiv ausgewirkt und sollten weiter ausgebaut 
werden. Die Förderung der interkulturellen Beratung sollte erhalten und 
ausgebaut werden. Die engagierte Arbeit der Migrantenselbsthilfeorga-
nisationen sollte verstärkt in die Jugend- und Familienarbeit einbezogen 
werden. Der Ausbau von präventiven Angeboten zur Verhinderung von 
Verschuldung/Überschuldung von Familien und Jugendlichen in prekären 
Lebenslagen im schulischen und außerschulischen Bereich (Jugendzentren) 
wird empfohlen.

Die Angebote der SchuldnerInnenberatung sollten verstärkt auch Schul-
denprobleme junger Menschen aufgreifen. Sinnvoll wäre ein landesweiter 
Austausch über die bereits laufenden Projekte.

Empfohlen werden eine »Kinder- und Jugendbörse« oder »Stadtbezirkslä-
den«, in denen kostenlose oder sehr preiswerte Gebrauchsgegenstände wie 
Kleidung, Spielzeug, Schulmaterial, Sportbekleidung, Fahrräder) abgegeben 
werden könnten. An der Koordination sollten sich alle im Bezirk aktiven 
Initiativen beteiligen.

DIE LINKE fordert
	einen bedarfsgerechten Ausbau der Kita-Plätze
	beitragsfreie Kita-Plätze
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b) Empfehlungen zur Verbesserung von Bildungschancen

Der Sozialbericht empfiehlt die kompensatorische Verbesserung der Rah-
menbedingungen für Kindertagesstätten und Schulen, die von vielen Schüle-
rInnen in prekären Lebenslagen besucht werden.

Förderung bedeutet eine überdurch-
schnittliche Raum- und Sachmittel-
ausstattung, mehr Bewegungsräume 
und mehrsprachiges Begleitpersonal 
im offenen Ganztag. Das Land sollte 
für sozialpädagogische Fachkräfte, 
die Kinder mit Lernschwierigkeiten 
im Rahmen von Lernstudios unter-
stützen, in prekären Stadtteilen eine bessere Personalausstattung vorsehen 
als in wohlhabenden Gemeinden. Das Personal im Offenen Ganztag sollte 
Qualifizierungsmöglichkeiten haben, um künftig auch Kinder mit sozialpäda-
gogischem Förderbedarf betreuen zu können.

Geringe Klassengrößen in den ersten Schuljahren von 24 SchülerInnen statt 
wie derzeit bis zu 30 sollten verstetigt und vom Land abgesichert werden.

Frühe Sprachförderung sollte bereits in den Kindertageseinrichtungen be-
ginnen und durchgehend und fachübergreifend durch alle Jahrgangsstufen 
fortgeführt werden. Hierzu sollte ein Konzept zur integrierten Sprachförde-
rung erarbeitet werden. LehrerInnen sollten Fortbildungsangebote wahrneh-
men und Sprachförderung als Teil ihrer Aufgaben begreifen. Schulpflichtige 
Kinder aus Rumänien und Bulgarien müssen bei den Kapazitätsplanungen 
für Kitas und Schulen ausreichend berücksichtigt werden. Ihre Eltern müs-
sen über alle Angelegenheiten, die mit dem Besuch der Einrichtung zu tun 
haben, informiert werden.

Maßnahmen zur Berufsorientierung sollten mehr strategisch ausgerich-
tet werden. Die Agentur für Arbeit und das Jobcenter sollten mit ihren 
Beratungs- und Vermittlungsangeboten auch verstärkt an einschlägigen 
Treffpunkten junger Menschen (z. B. Jugendzentren, Jugendbibliotheken) 
vertreten sein. Der Abbau von Vermittlungshemmnissen und der Ausbau von 
Maßnahmen zur Qualifizierung von jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund tragen zur Behebung des Fachkräftemangels bei.
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Bestehende Projekte wie die Bildungslotsinnen und -lotsen, die den Über-
gang von der Kita zur Schule und bei der Freizeitgestaltung im Rahmen von 
bürgerschaftlichem Engagement begleiten, sollten auch in der Familienhilfe 
verstärkt eingesetzt werden.

Im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets wurden in Duisburg 45 neue 
Stellen für SchulsozialarbeiterInnen, befristet auf zwei Jahre, geschaffen. 
Der Sozialbericht empfiehlt, bei der Personalauswahl auf interkulturelle 
Kompetenz zu achten, verstärkt aufsuchende Arbeit (z. B. in Bürgerhäusern 
und Jugendzentren) anzuregen und frühzeitig auf die Verstetigung der Stel-
len hinzuarbeiten.

DIE LINKE fordert
	eine Schule für alle
	Ausbau von Fördermaßnahmen
	alle Kinder werden mitgenommen
	kostenlose Mahlzeiten für alle Kinder in Kindertagesstätten  

und Schulen
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c)	 Gesundheit

Maßnahmen zue Erhöhung der Verbindlichkeit von Vorsorgeuntersuchun-
gen sollten eingeführt und zu einer Erhöhung der Motivation bei den Eltern 
führen. Auch für Kinder, deren Erstsprache Deutsch ist, sollte bei der 
Schuleingangsuntersuchung der Sprachstand nach vergleichbaren Kriterien 
erhoben werden wie bei ihren AltersgenossInnen, deren Erstsprache nicht 
Deutsch ist.

Hauswirtschaftskräfte, die an Kitas für die Zubereitung gesunder Snacks 
sorgen, sollten erhalten bleiben, um ein Minimum an gesunder Verpflegung 
(insbesondere für Kinder ohne Frühstück und Teilnahme am warmen Mit-
tagessen) zu gewährleisten. 

Informationen und Angebote zu kostengünstigem Einkauf und Zubereitung 
gesunder Speisen (Kochkurse für Eltern) sollten weiterhin stattfinden.

Exzessiver Alkoholkonsum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
nimmt weiter zu. Insbesondere Zuwanderungskinder aus osteuropäischen 
Ländern sind betroffen. Aufklärungsmaterial über extremen Alkoholkonsum 
sollte in mehreren Sprachen erstellt werden.

Empfohlen wird als wichtigster 
Schritt zum Abbau von Übergewicht 
und Adipositas die Sicherung und 
der Ausbau von Maßnahmen zur Be-
wegungsförderung. In Sozialräumen 
mit einem hohen Anteil übergewich-
tiger Kinder und Jugendlicher soll-
ten in den Kindertagesstätten und 
Schulen Informations- und Aufklä-
rungskampagnen zur Notwendigkeit 
von Bewegung bei Kindern organi-
siert werden. Ein weiteres Angebot 
wäre die Ausgabe von »Sportgut-
scheinen« im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepaketes. Ermittelt werden 
sollte auch, ob in den Sozialräumen, in denen besonders viele Kinder mit 
motorischen Defiziten leben, genügend Spiel- und Sportplätze vorhanden 
sind bzw. die Ausstattung den Bewegungsanforderungen entspricht.
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DIE LINKE fordert
		bedarfsgerechte Versorgung mit KinderärztInnen in allen Stadtteilen 
		kostenfreie Teilnahme an Sport- und Bewegungsangeboten

d)	 Inklusion – erste Vorschläge

Im Dezember 2006 verabschiedete die UN-Vollversammlung die Behinder-
tenkonvention, die auch von der Bundesregierung unterzeichnet wurde. 
Diese Entscheidung war ein wichtiger Schritt zur Inklusion, der weitgehen-
dere gesellschaftliche Entwicklungen als bisher im Rahmen der Integration 
fordert.

 Integration erfordert eine Anpassungsleistung des Individuums an die 
Lebensumgebung

 Inklusion bedeutet, dass die Lebensumgebung sich am Individuum zu ori-
entieren hat und derartig umgestaltet werden muss, damit jedem Menschen 
eine gesamtgesellschaftliche Teilhabe ermöglicht wird. 

Inklusion

Exklusion Separation Integration
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Die UN-Behindertenkonvention ist 
auch für die Kommune verbindlich. 
Zur Umsetzung der Maßnahmen ist 
die kommunale Ebene auf Hilfe von 
Bund und Land angewiesen. Inklusi-
on ist eine Querschnittsaufgabe und 
steht erst am Anfang notwendiger 
Veränderungen in der Kommune. 
Die AutorInnen des Sozialberich-
tes weisen darauf hin, dass die 
Querschnittsaufgabe Inklusion zu 
komplex ist, um einen angemesse-
nen Raum in einem solchen Bericht 
zu bekommen. Sie geben einige 
Empfehlungen zum Einstieg in das 
Handlungsfeld:

 eine verstärkte Bewusstseinsbildung hinsichtlich Wert und Würde von 
Menschen mit Behinderung und zur Wechselwirkung von Behinderung und 
gesellschaftlichen Reaktionen

 barrierefreier Zugang von Menschen mit Behinderung zum Gesundheits-
system (Arztpraxen, Krankenhäuser, Therapieeinrichtungen

 Fortbildungsangebote für Lehrkräfte und Integrationsbeauftragte zur 
Einbeziehung behinderter Kinder in den Sportunterricht

DIE LINKE steht für eine gleichberechtigte Teilhabe am alltäglichen 
Leben aller Menschen und schließt sich mit ihren Forderungen die-
sen Handlungsempfehlungen an.

e)	 Wohnen

Es sollten Möglichkeiten zur Neuschaffung von Sozialwohnungen ausge-
schöpft werden – insbesondere in Ortsteilen, die einen niedrigen Anteil an 
preisgünstigem Wohnraum haben. Für PrivatvermieterInnen sollten Anreize 
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geschaffen werden, an Haushalte mit Kindern und niedrigem Einkommen 
preisgünstig zu vermieten (z. B. mit Auszeichnungen für »soziale Vermieter- 
Innen«).

Zur Neugestaltung der Richtlinien zur Angemessenheit der KdU bedarf es 
eines schlüssigen Konzeptes, das die Verfügbarkeit von Wohnraum für die 
Zielgruppe der Menschen mit niedrigstem Einkommen in allen Teilen Duis-
burgs sichert.

Für junge Erwachsene gibt es in Duisburg Zugangsbarrieren beim Erstbe-
zug einer Wohnung. Hier schlägt der Sozialbericht eine begleitende Un-
terstützung für Neustarterhaushalte und eine bessere und verbindlichere 
Kooperation zwischen Wohnungsunternehmen und den sozialen Diensten 
bei Wohnungsproblemen vor. Durch geeignete Maßnahmen zu Risiken 
des Wohnungsverlustes, Mietpflichten und Grundbedingungen eigenen 
Wohnens, Sicherung der Kosten, Reinigungspflichten und Umgang mit der 
Nachbarschaft (»Mieterführerschein«) können Jugendliche auf die erste 
eigene Wohnung vorbereitet und die Gefahr von Verschuldung kann ver-
ringert werden. Die Kooperation mit Schulen könnte einen Beitrag dazu 
leisten. Duisburgs Freiflächen sind an vielen Stellen durch Schadstoffe in 
Böden und Lärm belastet. Bei der Einrichtung von Kitas, Spielplätzen und 
Freiräumen für Jugendliche sollte stärker auf die Umweltbelastung geach-
tet werden. Die Nähe zu Bahngleisen und vielbefahrenen Straßen sollte 
vermieden werden.
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Im öffentlichen Raum sollten mehr Spiel- und Bewegungsräume und 
Grünbereiche geschaffen werden – insbesondere in Ortsteilen mit dichter 
Wohnbebauung und hohem Verkehrsaufkommen. Tempo-30-Zonen, Spiel-
straßen und Parkverbotszonen erhöhen die Attraktivität von Wohngebieten 
und verringern Lärm- und Schadstoffbelastung.

DIE LINKE fordert
	kein Verkauf von öffentlichem Wohnungsbestand an private  

Wohnungsgesellschaften und Finanzgruppen
	Einführung von Sozialtarifen für Strom und Gas
	die Erstattung der Kosten der Unterkunft muss erhöht werden, 

bis sie mindestens der mittleren Kategorie des aktuellen Miet-
spiegels entspricht

	ein Handlungskonzept, das einer sozialräumlichen Trennung von 
Arm und Reich entgegenwirkt

f)	 Soziale Teilhabe und Freizeit

Die bisherigen Öffnungszeiten der offenen Kinder- und Jugendarbeit sollten 
überprüft werden, da die NutzerInnen tendenziell jünger werden und die 
offene Ganztagsschule Zeiten am Nachmittag abdeckt. Künftig sollten die 
Öffnungszeiten mehr an den Zeiten ausgerichtet werden, in denen Bedarf 
besteht (z. B. an Wochenenden, Feiertagen) und sich in den Abendstunden 
konzeptionell auf ältere Jugendliche ausrichten.

Jugendzentren freier Träger benötigen eine durchgehende finanzielle Aus-
stattung zur Sicherung ihres Personaletats und ihrer Angebote für Kinder 
und Jugendliche. Die Beteiligung von Mädchen mit Migrationshintergrund 
ist immer noch viel zu gering. Die bestehenden Angebote werden gut ange-
nommen, reichen aber nicht aus. Innovative Angebote sind notwendig, um 
Mädchen aus Migrationsfamilien für die offene Kinder- und Jugendarbeit zu 
gewinnen.

Der Kinder- und Jugendförderplan 2010–2014 zeigt Maßnahmen auf, die 
anzustreben sind. Dazu gehören auch der Erhalt und die Ausweitung des 
Jugendparlamentes und der Streetwork-Arbeit in prekären Stadtbereichen. 
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Auch das im Rat beschlossene Projekt Jugendschutz (Medienschutz, Ge-
sundheit und Gewaltprävention) muss gesichert bleiben.

Die erfolgreich durchgeführten Sprachcamps sollten durch die Sicherung 
des kommunalen Eigenanteils bei der Landesförderung als sinnvolle Ferien-
maßnahme finanziell abgesichert werden.

Die seit 50 Jahren erfolgreiche Duisburger Stadtranderholung in den Som-
merferien sollte auf die Oster- und Herbstferien ausgeweitet werden und 
erweiterte Kapazitäten zur verstärkten Berücksichtigung von Kindern und 
Jugendlichen in prekären Lebenslagen anbieten. Über alle Ferienangebote 
sollte eine regelmäßig aktualisierte Übersicht im Internet verfügbar sein.

Die LINKE fordert
 Erhalt und Ausbau aller Bibliotheken bis hin zu den Stadtteil- 

bibliotheken
 Erhalt aller Jugendzentren
 für alle bezahlbare und zugängliche Kultureinrichtungen

IV.	 Fazit 

Kinderarmut in einem der reichsten Länder zeigt sich in schlechter Er-
nährung, mangelnder Bildung, unzureichender ärztlicher Versorgung und 
eingeschränkten sozialen Beziehungen. Die an den Rand gedrängten 
Gruppen dieser Gesellschaft müssen nachhaltig unterstützt werden: Kinder 
von Eltern mit Migrationshintergrund oder Kinder von Alleinerziehenden. 
Kinderarmut ist eine der sozialen Herausforderungen des Jahrzehnts. Die 
Beschlüsse der Regierung zu Kinderzuschlag, Kindergeld und zu den Kinder-
Regelleistungen nach Hartz IV sind zur Verhinderung von Kinderarmut völlig 
unzureichend und dringend reformbedürftig.

DIE LINKE fordert, dass bis zu einer ausreichenden Neuregelung des 
Regelsatzsystems insbesondere Kosten für Schulbedarfe und Beförderung 
von SchülerInnen sowie ein Mittagessen in der Schule bei hilfeberechtigten 
Kindern und Jugendlichen als Härtefall anzuerkennen sind. 



Hauptursache für Kinderarmut ist 
die Einkommensarmut der Eltern. 
Durch die Ausweitung des Nied-
riglohnsektors und durch Hartz IV 
nimmt Armut immer mehr zu. Heute 
leben rund 7 Mio. Menschen von 
Leistungen auf dem Niveau der 
Sozialhilfe. Das bedeutet, dass mitt-
lerweile zwei Millionen Kinder auf 
Sozialhilfeniveau leben müssen. 

Auf der anderen Seite werden Reiche immer reicher. So ist die Anzahl der 
Einzelpersonen oder Familien in Deutschland mit einem Vermögen von min-
destens einer Milliarde Euro im Jahre 2011 auf 115 (2010 waren es noch 
108) gestiegen und hat damit einen neuen Höchststand erreicht. Darunter 
befindet sich u. a. die Familie Haniel aus Duisburg mit einem Vermögen von 
6,9 Milliarden. Auf den weiteren Plätzen waren auf Platz 155 die Carl-Spae-
ter-Gruppe aus Duisburg mit 650 Millionen, Alltours-Chef Willi Verkuven mit 
600 Millionen auf Platz 179 und die Hövelmann-Gruppe mit 250 Millionen 
auf Platz 425. Doris König, vormals König-Brauerei, rangiert mit 200 Millio-
nen auf Platz 471. Bei einer einmaligen Vermögensabgabe von lediglich 5 % 
kämen allein bei diesen Duisburger Familien rund 430 Millionen zusammen. 
Kein öffentliches Schwimmbad, keine Stadtteilbibliothek müsste schließen, 
die Taktung im Öffentlichen Personennahverkehr könnte erhalten und ver-
bessert, die Straßen saniert werden.

Unsere Antwort auf die Kinderarmut ist: die Vermögenden stärker an der 
Finanzierung des Gemeinwesens zu beteiligen. Auf Initiative der LINKEN hat 
der Rat der Stadt Duisburg daher den Beitritt zur bundesweiten Kampagne 
»Vermögenssteuer jetzt« beschlossen. Mit der Herstellung von Steuerge-
rechtigkeit könnten so die an den Rand gedrängten Gruppen dieser Gesell-
schaft nachhaltig unterstützt werden. 
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www.sozialpolitik-aktuell.de/tl_files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/ 
Einkommen-Armut/Dokumente/Entwurf%204.%20Armutsbericht%20der%20 
Bundesregierung%2017.9.2012.pdf

Schattenberichte

Armut in Deutschland, Schattenbericht der Nationalen Armutskonferenz. In: Stras-
senfeger, Sonderausgabe Oktober 2012. Herausgeber: mob – obdachlose machen 
mobil e.V., Prenzlauer Allee 87, 10405 Berlin
www.hinzundkunzt.de/wp-content/uploads/2012/10/SchattenberichtSonderaus 
gabeklein.pdf



Wir können hier nur eine Auswahl unserer Positionen und 
Aktivitäten wiedergeben. Auf unserer Internetseite 

www.linksfraktion-duisburg.de 

finden Sie ausführliche Informationen zu unseren Anträgen, Anfragen und 
Pressemitteilungen, die wir im Rahmen unserer Ratsarbeit erstellt haben.
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